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Kämpfe und Debatten

Während in den 1990er Jahren auch 
von etablierten Parteien systematisch 
und offen rassistisch über Asylsuchende 
und Abschiebungen gesprochen wurde, 
hat sich der jüngere Diskurs über diese 
Themen etwas verschoben. Es gibt zwar 
weiterhin offenen und latenten Rassis-
mus in den politischen Debatten und ins-
titutionellen Strukturen, doch die Diskus-
sionen und Begriffe der Migrationspolitik 
mit ihren Strategien der Legitimierung der 
Abwertung von Geflüchteten haben sich 
gewandelt.

Mittlerweile wird vermehrt von „Rück-
führungen“, „freiwilliger Rückkehr“, „Aus-
reiseeinrichtungen“, „Ankerzentren“ 
oder der „Verbesserung der Durchset-

zung der Ausreisepflicht“ gesprochen. Bei 
diesen Beschreibungen geht es zum einen 
darum, der Gesellschaft ein staatliches 
Durchgreifen gegenüber „Ausreisepflich-
tigen“ zu vermitteln und zum anderen 
darum, dass die Abschiebungen und ihre 
harten Folgen für die Betroffenen gleich-
zeitig verharmlost werden. Dafür nutzt 
der Gesetzgeber eine zugleich ordnungs-
politische, abstrakte und verniedlichende 
Sprache.

Abschiebungen werden 
verharmlost

Die Euphemismen sollen ein Bild von 
Abschiebungen erzeugen, als handele es 

Zwischen Härte und Verharmlosung

Das System der Abschiebung von GeflüchtetenHendrik Lammers

Für Nationalstaaten sind 
Abschiebungen ein „nor-
maler“ Vorgang. Um diese 
auch für die Bevölkerung 
„normal“ wirken zu lassen 
und für gesellschaftliche 
Akzeptanz gegenüber 
Abschiebungen zu sorgen, 
lässt sich der Staat einiges 
einfallen.
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sich um eine behördlich begleitete Reise. 
Die Härte von Abschiebungen, die Ängste 
und psychosozialen Folgen auf Seite der 
Abgeschobenen sollen aus dem Abschie-
bevorgang herausdefiniert werden. Die 
Umdeutung entzieht der Abschiebung das 
Subjekt, damit Abschiebungen als behörd-
licher Verwaltungsakt ohne Gesicht 
erscheinen. Bei Kritik an Abschiebungen 
ist die politische Reaktion häufig, es han-
dele sich um eine unschöne, aber not-
wendige Handlung.

Abschiebezahlen werden einerseits als 
Erfolg verkauft, denn sie sollen die Durch-
setzungskraft des Staates bzw. die „rich-
tige Auswahl“ bei der Zuwanderung ver-
deutlichen. Damit werden die verbrei-
teten Zuschreibungen und sprachlichen 
Unterscheidungen in „Bleibeberechtigte“ 
und damit „gute“, „gewollte“, „echte“ 
Geflüchtete sowie „Ausreisepflichtige“ 
und damit „schlechte“, „ungewollte“, 
„unechte“ Geflüchtete bedient. Anderer-
seits soll die Abschiebung mit dem ent-
stehenden Druck und den psychosozia-
len Folgen für die Betroffenen unausge-
sprochen bleiben oder heruntergespielt 
werden. Es wird suggeriert, die Abschie-
bung sei ein irgendwo außerhalb der All-

tagswelt der Gesellschaft stattfinden-
der Vorgang. Rührende Geschichten, Sui-
zide von Abgeschobenen und rechtswid-
rige Abschiebungen, die durch die Medien 
gehen, werden später zu „bedauerlichen 
Einzelfällen“.

Abschiebungen werden in Zahlen aus-
gedrückt, deklariert als „Beendigung des 
Aufenthalts“ von „vollziehbar ausreise-
pflichtigen Ausländern“. Der Staat ent-
ledigt sich seiner Verantwortung durch 
die behördliche Übergabe der „Ausreise-
pflichtigen“ hinter der Grenze. Bis dahin 
müsse es aber nicht kommen. Der Staat 
überlasse vorher der „ausreisepflich-
tigen Person“ immerhin die Wahl, der 
Abschiebung im eigenen Interesse vor-
zubeugen – durch Zustimmung zur „frei-
willigen Ausreise“. Es gibt zwar Men-
schen, die freiwillig in ihre Herkunftslän-
der zurückkehren. Oft ist dies abhän-
gig von der Verbesserung der Sicherheits-
lage und den existenziellen Bedingungen 
vor Ort. Doch in Fällen, in denen diese 
Möglichkeit nicht besteht, stellt sich fol-
gende Frage: Inwiefern kann die „Förde-
rung zur freiwilligen Ausreise“ von Frei-
willigkeit geprägt sein, wenn diese „För-
derung“ damit einhergeht, dass es keine 
andere Wahl gibt, einer Abschiebung zu 

entgehen? Diese „Freiwilligkeit“ ist keine 
Freiwilligkeit. Sie wird durch den psycho-
logischen Druck erzeugt, keine Alterna-
tive zu haben. Dafür führen Ausländerbe-
hörden mit „Ausreisepflichtigen“ regelmä-
ßig Gespräche, um bei ihnen das Gefühl 
der Perspektivlosigkeit in Deutschland zu 
erzeugen.

Abschiebungen nachts und 
ohne Ankündigung

Abschiebungen finden vor allem nachts 
statt. Sie werden in der Regel nicht ange-
kündigt. Häufig wissen Menschen, für die 
eine Abschiebung angeordnet wurde, 
über Monate nicht, ob die Polizei irgend-
wann während des Schlafs an der Tür 
klopft. Sie wissen nicht, wie sich die 
Behörden ihnen und ihren Kindern gegen-
über verhalten werden. Sie wissen nicht, 
was mit ihnen nach der Abschiebung pas-
siert. Sie fürchten, nach der Abschiebung 
vor dem Nichts zu stehen. Oft berich-
ten Menschen, denen eine Abschiebung 
bevorstehen könnte, von Angstzuständen 
und extremen Belastungen, von Flash-
backs und Erinnerungen an Gewalterfah-
rungen, von Verzweiflung und Hoffnungs-
losigkeit. Hinter Abschiebezahlen verber-
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gen sich Menschen und Schicksale. Bei 
Abschiebungsanordnungen aufgrund einer 
Ablehnung des Asylantrages als „unzu-
lässig“ oder „offensichtlich unbegründet“ 
hat eine Klage vor dem Verwaltungsge-
richt keine aufschiebende Wirkung. Nur 
wenn innerhalb der kurzen Frist von einer 
Woche ein Eilantrag gestellt und dieser 
vor dem Verwaltungsgericht erfolgreich 
ist, kann die Abschiebung bis zur Ent-
scheidung über eine Klage vorübergehend 
gestoppt werden. Obwohl es sich bei 
einer Abschiebungsanordnung um einen 
harten Eingriff in die Freiheit der Men-
schen handelt, ist der Gesetzgeber nicht 
bereit, generell die mündliche Verhand-
lung abzuwarten.

Abschiebungen von 
Traumatisierten

Auch traumatisierte Menschen werden 
abgeschoben (https://bit.ly/3vFoAti). Der 
Gesetzgeber geht davon aus, dass nie-
mand traumatisiert ist, wenn dies nicht 
umfangreich ärztlich nachgewiesen ist. 
Viele Menschen, die vor einer Abschie-
bung stehen, haben aber keinen ausrei-
chenden Zugang zur Gesundheitsversor-
gung, um ein Abschiebehindernis prüfen 
lassen zu können. Hinzu kommt, dass 
psychologische Stellungnahmen für den 
Gesetzgeber aufenthaltsrechtlich kaum 
einen Wert haben. Arztpraxen sollen sich 
für Atteste außerdem an Vorgaben des 
Aufenthaltsgesetzes halten. Fehlt eine 
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Angabe in einem Attest oder wird das 
Attest nicht unverzüglich nach Erhalt vor-
gelegt, kann der Nachweis einer Trauma-
tisierung für die Entscheidung über eine 
Abschiebung unberücksichtigt bleiben. 
Das gilt seit dem Jahr 2016, als in Folge 
auf die erhöhten Fluchtbewegungen wei-
tere absichtliche Hürden in das Aufent-
haltsgesetz aufgenommen wurden.

Schwierigkeiten bei 
rechtlichen Schritten

Hinzu kommt, dass durch Leistungskür-
zungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz für manche Geflüchtete kein Bar-
geld ausgegeben wird, weshalb sie eine 
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anwaltliche Vertretung nicht bezahlen 
können. Die Kürzungen auf 0 € sind offen-
sichtlich verfassungswidrig, aber gängige 
Praxis. Aus Sicht der Hardliner ist das ein 
kluger Schachzug. Wer sich aufgrund feh-
lender Finanzierungsmöglichkeit recht-
lich nicht wehren kann, der ist theore-
tisch willkürlichen Negativentscheidungen 
ausgesetzt. Für einen Rechtstaat ist diese 
Praxis jedoch eine Bankrotterklärung. Die 
Vorannahme, staatliche Entscheidungen 
bräuchten nicht hinterfragt werden, ist 
eine gefährliche autokratische Denkweise.

Als Option wäre da noch die eigenmäch-
tige Vertretung im Klageverfahren gegen 
eine Abschiebungsentscheidung vor dem 
Verwaltungsgericht. Diese Möglichkeit ist 
zwar als Option wichtig, aber faktisch für 
die meisten von Abschiebung bedrohten 
Menschen mit geringen Deutschkenntnis-
sen und fehlendem Jurastudium bei der 
komplexen Rechtslage oft kein gangba-
rer Weg. Außerdem können bestimmte 
Rechtsmittel, wie beispielsweise die Ein-
reichung von Eilanträgen zusätzlich zur 
Klageerhebung bei Abschiebungsanord-
nungen in Staaten, die die Dublin-III-Ver-
ordnung unterzeichnet haben, in man-
chen Konstellationen sogar nachteilig sein. 
Es braucht also in der Regel eine Anwalts-
kanzlei oder eine Beratungsstelle, welche 
zur Überprüfung von Abschiebebeschei-
den ehrlich und professionell berät. Die 
Beratungen als Teil einer angeblichen 
„Anti-Abschiebeindustrie“ zu diskredi-
tieren, wie Alexander Dobrindt (CSU) 
es 2018 tat, rückte die professionellen 
Hilfen für Geflüchtete bei der Inanspruch-
nahme rechtlicher Mittel in ein schlech-
tes Licht. Aber es geht hierbei um wich-
tige demokratische Prinzipien. Es geht um 
die Ermöglichung legaler rechtsstaatlicher 
Mittel gegen einen Abschiebebescheid 
und immerhin um einen massiven staatli-
chen Eingriff.

Wer sich nun fragt, wie sich das feinglied-
rige und hochkomplizierte Migrations-
recht verstehen lässt, dürfte ein unge-
fähres Gespür für die Schwierigkeit des 
Verständnisses der eigenen Rechte für 
Betroffene ohne Deutschkenntnisse 
bekommen, die zusätzlich akut belastet 
sind. Und trotzdem ist die Überforderung 
mit den rechtlichen Fragen und Schritten 
sowie die Bedrohlichkeit der Abschiebung 
nur für Betroffene wirklich nachzuvollzie-
hen. Menschen, die der Extremsituation 
einer bevorstehenden Abschiebung nicht 
ausgesetzt waren und es nie sein werden, 
haben durch die Grenzen der Empa-
thie Abstand von dem schwerwiegenden 

staatlichen Eingriff der Abschiebung. Das 
ist einerseits ein psychologischer Mecha-
nismus, durch den sich Nicht- Beteiligte 
schützen können. Anderseits lässt sich 
hier für die Legitimation der Abschiebe-
politik anknüpfen. Denn durch Umdeu-
tungen, Verharmlosungen und die Nicht-
Sichtbarmachung von Abschiebungen 
werden empathisches Verstehen und Soli-
darisierungen reduziert. Letztlich soll 
niemand – mit Ausnahme der Betroffe-
nen – beunruhigt werden. Der Abschie-
bevorgang soll möglichst ungestört blei-
ben. Nicht ohne Grund werden Abschie-
bungen nachts und überraschend durch-
geführt und Abschiebetermine im Vorfeld 
nicht mitgeteilt. Protest und die Sichtbar-
machung von Abschiebungen durch Dritte 
sollen verhindert werden. Die gesell-
schaftliche Akzeptanz für Abschiebungen 
lässt sich leichter aufrechterhalten, wenn 
Abschiebungen unbemerkt bleiben und 
sich nur wenige Anlässe für ihre Hinter-
fragung bieten.

Erleichterte Abschiebungshaft
Die Betroffenen sollen sich der Abschie-
bung faktisch nicht entziehen können. 
Dafür gibt es verschiedene Maßnahmen. 
Eine davon ist die „Verfügung zum nächt-
lichen Aufenthalt“. Das bedeutet: nächtli-
cher Hausarrest mit Option auf Ausgangs-
erlaubnis. Es wäre rechtlich als Freiheits-
entziehung ohne ausreichenden Grund 
zu bewerten und damit unzulässig, wenn 
die zuständigen Behörden nicht daran 
gedacht hätten, den Betroffenen einzu-
räumen, ihre Wohnung für kurze Zeit 
verlassen zu dürfen, sofern sie jedes Mal 
vorher die Behörden informieren. Verges-
sen sie dies, ist das nach dem Aufenthalts-
gesetz ein Grund für Abschiebungshaft.

Besonders an der Abschiebungshaft wird 
die Härte des Eingriffs und die De-The-
matisierung deutlich. Die Inhaftnahme 
als Form der Freiheitsentziehung ist in 
Rechtsstaaten dafür gedacht, die Sicher-
heit der Allgemeinheit zu schützen. Aber 
handelt es sich um eine Gefahr der öffent-
lichen Sicherheit, wenn eine Person eine 
Grenze überquert, ein Asylverfahren 
negativ durchläuft und dann nicht aus-
reist? Abschiebungshaft ist per se unver-
hältnismäßig und entwürdigend. Sie ist 
unethisch. Und sie ist obendrein teuer 
für den Staat. Dass dann noch von der 
Gesamtzahl der Abschiebehaftfälle etwa 
50 Prozent im Nachhinein gerichtlich 
als rechtswidrig eingestuft werden, ist 
erschreckend und ein Armutszeugnis für 
den Rechtsstaat.

Nach der letzten Reform des Abschie-
behaftrechts stehen zahlreiche Gründe 
für eine Abschiebungshaft im Aufent-
haltsgesetz, sodass sich leicht ein Anord-
nungsgrund finden lässt. Für Sicherungs-
haft reicht es schon, wenn eine Anhö-
rung oder eine ärztliche Untersuchung 
versäumt wird oder jemand den Wech-
sel der Anschrift mitzuteilen vergisst. Das 
sind nur einige der Anordnungsgründe für 
die Haft. Selbst Familien und Minderjäh-
rige dürfen in Abschiebungshaft genom-
men werden, [laut UN-Kinderrechts-
konvention] allerdings nur in besonderen 
Ausnahmefällen und nur so lange, wie es 
unter Berücksichtigung des Kindeswohls 
angemessen ist. Um sich vorzustellen, wie 
bei minderjährigen Geflüchteten ohne 
Strafvergehen unter Beachtung des Kin-
deswohls eine Haft ablaufen soll, braucht 
es viel Phantasie und die Ignoranz der 
UN-Kinderrechtskonvention.

Keine Ausnahme in 
Corona-Zeiten

Im vergangenen Jahr hat es weni-
ger Abschiebungen gegeben. Doch das 
liegt nicht am Verhalten der „abgelehn-
ten“ Asylsuchenden. Der Grund ist die 
Corona-Pandemie. Grenzen wurden zeit-
weise geschlossen, viele Staaten setz-
ten Abschiebungen aus. Deutschland ver-
suchte dennoch, Abschiebungen durch-
zuführen. Allein auf dem Flugweg wurden 
fast 9.000 Menschen abgeschoben, neben 
1.780 Abschiebungen auf dem Landweg 
und 50 Abschiebungen auf dem Seeweg. 
Parallel gab es eine mediale Debatte um 
die Notwendigkeit der Einschränkun-
gen von Flügen aufgrund der Risiken einer 
Ansteckung mit Covid-19. Die Grenze 
der Einschränkung bei Reisen scheint bei 
Abschiebungen zu liegen. Diese müssen 
scheinbar selbst im absoluten gesellschaft-
lichen Ausnahmezustand der Corona-Pan-
demie fortgeführt werden. Dabei finden 
sich nicht nur in Pandemiezeiten, son-
dern auch generell gute Argumente für 
eine Kritik an Abschiebungen und ihren 
Mechanismen. In einer demokratischen 
und an Menschenrechten orientierten 
Gesellschaft ist diese Kritik wichtig. Noch 
wichtiger ist die praktische Veränderung 
des Abschiebesystems. 
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